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I. Entstehung, Funktionen und Strategien

Wann und vor welchem Hintergrund wurde die NATO gegründet?
Am 4.  April 1949 wurde in Washington D. C. mit Begrün-
dung der »North Atlantic Treaty Organization« (NATO) Welt-
geschichte geschrieben. Der Vertrag trat am 24. August des 
gleichen Jahres in Kraft. Grundlage war eine nach US-Senator 
Arthur C. Vandenberg benannte Resolution des US-Kongres-
ses vom 11. Juni 1948, die die Billigung durch US-Präsident 
Harry S. Truman fand und womit der Weg zum Nordatlantik-
Pakt frei geworden war. Das transatlantische Militärbündnis 
entstand vor dem Hintergrund der Errichtung kommunisti-
scher Einparteiensysteme in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. 
Der Ost-West-Konflikt verschärfte sich in Anbetracht des Bür-
gerkriegs in Griechenland (1946/47), der kommunistischen 
Machtübernahme in der Tschechoslowakei (1948) und der Ber-
lin-Blockade (1948/49) durch Josef W. Stalin. Der westliche 
Teil des Kontinents war im Vergleich zum sowjetischen beim 
konventionellen Rüstungs- und Truppenpotential unterlegen. 
Die so empfundene sowjetisch-kommunistische Gefahr war 
Ausgangspunkt der Entscheidung für die Bildung der trans-
atlantischen Allianz. Gegen die Bedrohungslage reichten Re-
gionalbündnisse wie der Dünkircher Defensivvertrag zwischen 
Frankreich und Großbritannien von 1947 (der noch gegen 
Deutschland gerichtet war) und der Brüsseler Pakt von 1948 
zwischen den Beneluxstaaten, Frankreich und dem Vereinigten 
Königreich nicht aus. Die Notwendigkeit einer transatlantisch-
interkontinentalen Verteidigungsformation schien gegeben. 
Eine gemeinsame westliche Verteidigung war das Gebot der 
Stunde und die NATO eine Antwort auf europäische Krisensze-
narien sowie das Produkt von politisch-ideologischen Span-
nungen auf dem Kontinent. Europa war der Ursprungsraum 
der Entscheidung zur Gründung der transatlantischen Allianz.

Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Island, Ita-
lien, Kanada, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Portu-
gal und die USA waren die Gründerstaaten. Es traten in ihrer 
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Formationsphase zunächst noch Griechenland und die Tür-
kei 1952 sowie die Bundesrepublik Deutschland 1955 hinzu. 
Das Bündnis war eine auf Freiwilligkeit ausgerichtete (fakulta-
tive) und auf zwischenstaatliche Regierungszusammenarbeit 
(intergouvernementale) orientierte internationale Organisa-
tion, die allerdings keinen Beitrag zu einem überstaatlichen 
(supranationalen) vergemeinschafteten Europa leistete.

Welche Ziele verfolgte die NATO und wie wurde sie aufgebaut?
Die NATO zielte laut Vertrag auf wirtschaftliche und politische 
Kooperation (Artikel 2) ab, sah eine Konsultationspflicht (Ar-
tikel 4) sowie vor allem die gemeinsame militärische Vertei-
digung bei einem bewaffneten Angriff auf ein oder mehrere 
Mitglieder vor – allerdings ohne automatische und zwingende 
Beistandspflicht (Artikel 5). Sie bildete auch eine ständige 
politische und militärische Organisation (Artikel 9). Gelenkt 
wurde das Bündnis vom NATO-Rat und dem Militärausschuss 
unter Einhaltung des Einstimmigkeitsprinzips. Eine Gegen-
stimme genügte, um das Bündnis zu blockieren, sodass Al-
leingänge außerhalb des Bündnisses (Unilateralismus) von 
Anfang an möglich waren. Im Kalten Krieg war die NATO in ers-
ter Linie ein Verteidigungsbündnis in Europa und betrieb mili-
tärische Abschreckung gegenüber der Sowjetunion.

Die NATO besteht aus zwei Teilen, der militärischen und 
die zivilen Organisation. Die erste handelt nach Weisung der 
zivilen Organisation. Zu dieser gehören die NATO-Vertretung, 
der Nordatlantikrat und die nukleare Planungsgruppe. Der 
North Atlantic Council (NAC) ist oberstes Entscheidungsgre-
mium und umfasst alle Mitgliedstaaten. Er führt politische 
Beratung und Beschlussfassung durch. Die Verteidigungsmi-
nisterräte der Regierungen entwickeln strategische Leitlinien 
und treffen politische Entscheidungen. Der NATO-Generalse-
kretär berichtet an die Staats- und Regierungschefs und re-
präsentiert das Bündnis nach außen. Auf der militärischen 
Ebene existiert eine internationale Militärkommandostruktur 
mit Führung der Einsatz- und Verteidigungsoperationen. Die 
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militärische Organisation besteht aus dem Militärausschuss. 
Diesem unterstehen das Alliierte Kommando und die Opera-
tionsführung.

Welche Rolle spielte die NATO für die Sowjetunion und wie 
reagierte sie auf ihre Gründung?
Im Kalten Krieg diente die NATO aus Sicht der sowjetischen 
Führung unter Josef W. Stalin und seiner Nachfolger, z. B. Nikita 
S. Chruschtschow, sowie ihrer Propaganda als Militärbündnis 
des politisch-ideologischen Gegners und somit als Feindbild. 
Als reines Verteidigungsbündnis wurde sie von Moskau nicht 
gesehen und interpretiert, sondern als Ausdruck des »impe-
rialistischen Westens« und seiner Führungsmacht der USA. Die 
sowjetische Politik versuchte in Folge die Bedeutung der NATO 
zu mindern durch verschiedene Vorschläge, sei es durch ein 
bündnisfreies, neutrales und vereintes Deutschland (1952), 
die Bereitschaft, selbst dem politischen Teil des Militärbünd-
nisses beizutreten (1954) oder durch Schaffung eines gesamt-
europäischen Sicherheitssystems (1954/55), ihr Gewicht ab-
zuschwächen. Es blieb jedoch bis Ende des Kalten Kriegs beim 
Fortbestand der NATO und im Wesentlichen ihrer negativen 
Wahrnehmung durch den Kreml.

Als Reaktion auf die sich abzeichnende NATO-Mitglied-
schaft und die »Wiederbewaffnung« der Bundesrepublik wurde 
in Warschau am 14. Mai 1955 der »Vertrag über Freundschaft, 
Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand« als Militär-
bündnis kommunistischer Staaten Europas gegründet. Es war 
eng an die transatlantische Allianz geknüpft, denn der War-
schauer Pakt sollte nur so lange Bestand haben wie die NATO 
existierte. Die auch »Warschauer Vertragsorganisation« (WVO) 
genannte Militärallianz wurde zwischen Albanien, Bulgarien, 
der DDR, der Tschechoslowakei, Ungarn, Polen, Rumänien und 
der Sowjetunion geschlossen. 1968 trat Albanien, das sich der 
Volksrepublik China angenähert hatte, aus.
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Welche Strategien verfolgte die NATO in ihrer Gründungs-
phase?
Der Brite und NATO-Generalsekretär Hastings Lionel Ismay 
(1952–1957) hatte sich intern und vertraulich dazu unmiss-
verständlich geäußert, nämlich »die Russen draußen, die 
Amerikaner drinnen und die Deutschen unten zu halten« (»to 
keep the Russians out, the Americans in, and the Germans 
down«) mit der westdeutschen Bereitschaft zur Selbsteindäm-
mung. Die »dreifache Eindämmung« (»triple containment«) 
knüpfte an die Doktrin der Eindämmung von US-Präsident 
Harry S. Truman vom 12. März 1947 an. Das »keep the Rus-
sians out« konnte später nach Ende des Kalten Kriegs mit 
der NATO-»Osterweiterung« (siehe unten) ebenso wie das 
»to keep the Americans in« erreicht werden. Die NATO wurde 
das beherrschende Militärbündnis auf dem Kontinent, wenn 
man von den ursprünglich allianzfreien und neutralen Staa-
ten (Finnland, Irland, Österreich, Schweden und Schweiz) ab-
sah. Die USA verfügten, über die NATO hinausgehend, über 
ein weltweites System von Militärbasen und Stützpunkten. 
Das »to keep the Germans down« war insofern erreicht wor-
den, als dass Deutschland bis zum Ukraine-Krieg kein militä-
risch relevanter Faktor mehr in Europa war. Der historische Er-
folg der NATO basierte auf der weitgehenden Gültigkeit und 
erfolgreichen Umsetzung der »dreifachen Eindämmung«, wel-
che bis zuletzt eines ihrer stärksten Kontinuitätselemente ge-
wesen ist.

II. Zwischen Eskalation und Entspannung: Die NATO im Kal-
ten Krieg

Welche zentralen Ereignisse prägten die Entwicklung der 
NATO im Kalten Krieg?
Dazu zählen die Kubakrise 1962, der Harmel-Bericht 1967, 
die KSZE-Schlussakte von 1975 und eine prekäre Lage 1983. 
Der Reihe nach:
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Nach der zweiten Berlin-Krise durch das Chruschtschow-Ul-
timatum und dem Mauerbau (1958–61) drohte mit der Kuba-
Krise (1962) und ihrem gesamten Eskalationspotential erst-
mals eine direkte militärische Konfrontation zwischen NATO 
und Warschauer Pakt. Die Krise um die Frage der Stationierung 
sowjetischer Raketen auf Kuba hätte fast einen Atomkrieg be-
wirkt. Diplomatie und Politik unter US-Präsident John F. Ken-
nedy und KPdSU-Generalsekretär Nikita S. Chruschtschow be-
haupteten sich gegenüber den amerikanischen Militärs, die 
den Einsatz von Atomwaffen empfohlen hatten. Die Etablie-
rung eines »heißen Drahts«, einer direkten Verbindung zwi-
schen Kreml und Weißem Haus zur Deeskalation und Konflikt-
vermeidung, sollte einem vergleichbaren Horrorszenario in der 
Zukunft vorbeugen.

Trotz der unterschiedlichen militärischen Kapazitäten gab 
es angesichts des gemeinsamen Gegners im Osten eine gute 
Basis der Kommunikation und Koordination: Ende der 1960er-
Jahre verständigte sich die NATO auf eine umfassende Stra-
tegie, die auf dem »Harmel-Report« – benannt nach dem 
belgischen Außenminister Pierre Harmel – beruhte. Der »Har-
mel-Bericht« vom 14. Dezember 1967 konnte als Zeichen mit 
Blick auf Entspannung, Verteidigung und Abrüstung verstan-
den werden. Er sah vor, auf der Grundlage militärischer Stärke 
und politischer Solidarität das Gleichgewicht zwischen den 
»Blöcken« durch »Dialog« und »Zusammenarbeit« zu stabi-
lisieren (V+E=S: Verteidigung plus Entspannung ist gleich 
Sicherheit). Das Ergebnis dieser Initiative waren die Ver-
handlungen über gegenseitige und ausgewogene Truppenre-
duzierungen (»Mutual and Balanced Force Reductions«, MBFR) 
ab Oktober 1973, die allerdings bis Ende der 1980er-Jahre zu 
keinem Ergebnis führten.

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) führte zur Helsinki-Schlussakte am 1. August 
1975, die völkerrechtlich nicht verbindlich war. Sie beinhal-
tete Vereinbarungen über politische Zusammenarbeit, sollte 
ein stabiles und friedliches Verhältnis durch Dialog, Vertrauen 
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und Kooperation zwischen Ost und West fördern. Acht Prinzi-
pien wurden formuliert: souveräne Gleichheit, friedliche Bei-
legung von Streitigkeiten, Nicht-Einmischung in innere Angele-
genheiten, Respekt der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sowie einen Sicherheits- und Rechtsrahmen mit Verpflichtun-
gen zu Konfliktverhütung, Transparenzmaßnahmen, Kommu-
nikationskanäle und Hotline-Kontakte zur Krisenbewältigung. 
Bei der menschlichen Dimension ging es um die Stärkung von 
Menschenrechten, freien Informationsfluss, kulturellen Aus-
tausch und politische Partizipation.

Im Jahre 1983 wäre es – durch eine Fehlmeldung im sowje-
tischen Raketenabwehrsystem, bedingt durch ein technisches 
Versehen – fast zum Einsatz von atomaren Mittelstreckenra-
keten gekommen. Am 26. September stufte der leitende Of-
fizier in der Kommandozentrale der sowjetischen Satelliten-
überwachung einen vom System gemeldeten Angriff der USA 
mit nuklearen Interkontinentalraketen auf die Sowjetunion zu-
treffend als Fehlalarm ein. Der Alarm war durch einen Satelli-
ten des sowjetischen Frühwarnsystems ausgelöst worden, der 
aufgrund einer fehlerhaften Software einen Sonnenaufgang 
und Spiegelungen in den Wolken als Raketenstart in den USA 
deutete. Durch den eigenverantwortlichen Stopp übereilter Re-
aktionen verhinderte der genannte Verantwortliche Stanislaw 
Petrow die Auslösung eines Atomkriegs. Aufgrund des nicht 
ausgelösten Befehls durch den wagemutigen Mann konnte die 
Eskalation vermieden werden. Dabei spielte auch ein Militär-
manöver »fähiger Bogenschütze« (»Able Archer«) eine Rolle, 
in dem die NATO – insbesondere Großbritannien und die USA 
unter Beteiligung der Bundesrepublik – so realistisch wie nie 
zuvor vom 7. bis 11. November einen Atomkrieg simulierten. 
Das war der Hintergrund, der im Vorfeld der Vorbereitungen 
schon zur gestiegenen Wachsamkeit und erhöhten Alarmbe-
reitschaft auf sowjetischer Seite geführt hatte.



13

Welche strategischen Entwicklungslinien der NATO gab es 
im Kalten Krieg?
Der Zweite Weltkrieg bedeutete die Selbstzerstörung des Kon-
tinents mit millionenfachem Leid und Tod. Diese Erfahrung 
prägte bis in die jüngste Zeit das Denken über europäische Mi-
litär-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Das »Nie wieder 
Krieg!«, wie von der »Ohne-mich«-Bewegung in Westdeutsch-
land der 1950er-Jahre propagiert, war nicht nur eine Parole von 
Linken und Pazifisten, sondern breiter gesellschaftspolitischer 
Konsens. Die Konfrontations- und Rüstungspolitik von NATO 
und Warschauer Pakt im Zeichen des Kalten Kriegs hinterlie-
ßen prägende Spuren: In Mittel- und Osteuropa setzte sich der 
Stalinismus fort. Mitunter intensivierte und verschärfte er sich 
sogar. Entwicklungen, die trotz kurzfristiger Abschwächungen 
im Zuge des »Tauwetters« nach Stalins Tod am 5. März 1953 
und der »Entstalinisierung« nach Chruschtschows’ »Geheim-
rede« auf dem XX. Parteitag der KPdSU am 25. Februar 1956 
zu beobachten waren. In westlichen Staaten gab es antikom-
munistische Gesinnungszwänge und Repressionen, die bis 
zu Berufs- und Parteiverboten reichten. Neben enormen Res-
sourcenvergeudungen und Staatsausgaben auf dem Rüstungs-
sektor trug der Kalte Krieg maßgeblich zur Vertiefung der poli-
tisch-ökonomischen Spaltung Europas bei. Die europäische 
Politik versuchte daher mit der Europäischen Union als Frie-
dens- und Verantwortungsgemeinschaft die Lehren aus dem 
Zweiten Weltkrieg und dem Kalten Krieg zu ziehen und wollte 
keine Kriege mehr führen: weder solche in Europa noch außer-
halb. Daraus ergab sich ein gewisser Gegensatz zur wiederholt 
kriegsbereiten USA und daraus auch eine grundsätzliche Kon-
fliktlinie innerhalb der Bündnispartner in der NATO.

Im Gründungsjahr der NATO standen auf dem Kontinent 14 
westliche 200 sowjetischen Divisionen gegenüber. Aufgrund 
des deutlichen Überhangs an konventionellen Streitkräften 
der Sowjetunion und nachdem die UdSSR seit 1949 auch über 
Atombomben verfügte, galt für die NATO militärstrategisch 
das Konzept der »massive retaliation« (massive Vergeltung 
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1953–61). Demnach sollte jeder Angriff mit einem vernichten-
den Kernwaffenschlag beantwortet werden. Mit dem 21. März 
1957 wurde diese Doktrin durch die »Schwert-Schild-Doktrin« 
ersetzt, wonach konventionelle Streitkräfte als »Schildkräfte« 
Attacken abwehren konnten, bei einer großen Aggression je-
doch nukleare »Schwertkräfte« zum Zuge kommen sollten.

Als sowjetische Kernwaffen ab der ersten Hälfte der 1960er-
Jahre auch die USA erreichen konnten, reagierte die NATO mit 
der Strategie der »flexible response« (bewegliche Reaktion), 
einer »Triade«, die Reaktions- und Eskalationsoptionen eröff-
nete: Auf der Grundlage des atomaren Patts sollte auf jede 
Form der Aggression flexibel, d. h. mit »Direktverteidigung«, 
»vorbedachter Eskalation« und »allgemeiner nuklearer Reak-
tion« geantwortet werden. Die Strategien der NATO waren so-
mit anpassungs- und wandlungsfähig. Das Militärbündnis ver-
änderte sich zunehmend zu einer stärker politisch orientierten 
Organisation, die Entspannungselemente aufnahm und eine 
Politik der militärischen Abschreckung betrieb. Damit war so-
wohl amerikanischen als europäischen sicherheitspolitischen 
Zielvorstellungen gedient.

Welche Rolle spielte die europäische Entspannungspolitik 
und die KSZE für die NATO?
Die Phase der Entspannung war v. a. Ergebnis der deutschen 
Ostpolitik der sozial-liberalen Koalition von Bundeskanzler 
Willy Brandt und Außenminister Walter Scheel. Sie wurde von 
der folgenden CDU/CSU-FDP-Koalition (ab 1982) nahezu voll-
ständig übernommen. Die »Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa« (KSZE) entstand aus internationalen 
Begegnungen nach vorhergehenden Sondierungen, Kontakten 
und Gesprächen 1972/73, die formell in Helsinki am 3. Juli 
1973 mit einem Außenministertreffen eröffnet, von 1973 bis 
1975 in Genf fortgesetzt und am 1. August 1975 durch die 
Staats- und Regierungschefs mit der Schlussakte von Hel-
sinki abgeschlossen wurden. Teilnehmer waren 33 europäi-
sche Staaten sowie Kanada und die USA.
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Drei KSZE-Themenkomplexe standen in Form von Körben zur 
weiteren Verhandlung: »Korb I« umfasste u. a. Sicherheitsfra-
gen in Europa, »Korb II« Kooperationen auf dem Sektor Wirt-
schaft, Wissenschaft, Technik und Umwelt, während »Korb III« 
menschliche Kontakte, Kultur- und Informationsaustausch be-
traf. Die KSZE durchlief verschiedene Phasen: Zunächst ging 
es um Abbau von Spannungs- und Konfrontationspotentia-
len 1969–77/78, sodann um Bewältigung der inneren Krise 
und Vermeidung des Zusammenbruchs der KSZE im Kontext 
der Verschärfung des Kalten Krieges 1979–83. Die »Körbe« I 
und III waren strittig, wobei die neutralen und nicht-paktge-
bundenen (»N+N«)-Länder zwischen NATO- und Warschauer 
Pakt-Staaten erfolgreich vermittelten. Dies flankierte einer-
seits und relativierte andererseits die noch bestehende Ab-
schreckungspolitik der NATO nach Konferenzen in Belgrad 
(1977–78), Madrid (1981–83) und bei den dritten Folgetref-
fen in Wien (1986–89). Abrüstungs- und Entspannungswün-
sche lagen auch mehr im Interesse der Europäer.

Was war der NATO-Doppelbeschluss und welche Rolle spielten 
die beiden deutschen Staaten für diesen?
Am 12. Dezember 1979 fasste die Allianz den »NATO-Dop-
pelbeschluss« über die Installierung von 572 neuen landge-
stützten nuklearen Mittelstreckenraketen »Pershing-II« und 
»Tomahawk«-Marschflugkörpern zur »Nachrüstung«. Dies war 
verbunden mit dem Angebot an die UdSSR, bis zum geplanten 
Zeitpunkt der Stationierung dieser Nuklearpotentiale (Ende 
1983) über den Abbau entsprechender sowjetischer Waffen 
zu verhandeln. Dabei ging es dem Westen vor allem um den 
Abbau der seit 1976 stationierten verbesserten sowjetischen 
Mittelstreckenraketen SS-20, also um Abrüstung. Nachdem die 
Sowjetführer darauf nicht einzugehen gewillt waren, begann 
die Stationierung von amerikanischen Raketen namens Per-
shing II und Cruise-Missiles. Daraufhin wurden die am 30. No-
vember 1981 begonnenen Gespräche über die Reduzierung 
nuklearer Mittelstreckenraketen (»Intermediate Range Nuclear 
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Forces«, INF) unterbrochen, die zwischen den USA und der 
UdSSR geführt worden waren. 1986 wurden diese Gespräche 
aber wieder aufgenommen.

Bundeskanzler Helmut Schmidt bejahte ausdrücklich den 
NATO-Doppelbeschluss von 1979 zur Nachrüstung, nach-
dem die UdSSR in ihrem Herrschaftsbereich mit nuklearen 
Mittelstreckenraketen aufgerüstet hatte. Der Kalte Krieg ver-
schärfte sich weiter in der ersten Hälfte der 1980er-Jahre. Ein 
neues Wettrüsten war im vollen Gange. In der DDR bestanden 
auch Kernwaffenlager. Die Nationale Volksarmee (NVA) ver-
fügte über keine eigenen Nuklearwaffen, aber über Trägersys-
teme, mit denen sowjetische Atomsprengköpfe hätten ein-
gesetzt werden können, darunter das ab 1985 eingeführte 
Kurzstrecken-Raketensystem SS-23. Deutschland würde so-
mit bei einer Konfrontation der Supermächte der erste ato-
mare Kriegsschauplatz sein. Unter Kanzler Helmut Schmidt 
und SED-Generalsekretär Erich Honecker entwickelte sich vor 
diesem Hintergrund eine »deutsch-deutsche Verantwortungs-
gemeinschaft«. Diese setzte sich unter Bundeskanzler Helmut 
Kohl und Außenminister Hans-Dietrich Genscher fort.

Wie wirkten sich das Ende der Konfrontationspolitik und das 
Ende des Kalten Krieges auf die NATO aus?
Seit Mitte der 1980er-Jahre setzte aufgrund von Überlegungen 
und Initiativen von KPdSU-Generalsekretär Michail S. Gorba-
tschow ein Strategiewandel innerhalb der Warschauer Pakt-
Staaten ein, demzufolge die NATO nicht mehr – wie bis dato 
üblich – als grundsätzlich aggressive Organisation mit expan-
siven Zielsetzungen gedeutet wurde. Die sogenannte »Bresch-
new-Doktrin« (benannt nach einem von Gorbatschows Vorgän-
gern, Leonid Breschnew) von 1968 entstand anlässlich des 
Einmarsches der Warschauer Pakt-Staaten in die Tschecho-
slowakei zur Niederwerfung des reformsozialistischen »Prager 
Frühlings«. Sie wurde abgelöst durch eine neue Militärdokt-
rin, die »ausschließlich Verteidigungscharakter« haben sollte. 
Das Verhältnis der NATO zum Warschauer Pakt entspannte sich 
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folglich merklich, was im Abschluss der ersten Phase der »Kon-
ferenz über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen 
und Abrüstung in Europa« (KVAE) in Stockholm 1986, der Eini-
gung auf eine beiderseitige »doppelte Nulllösung« mit Unter-
zeichnung des INF-Abkommens am 10. Dezember 1987 so-
wie der Aufnahme der »Verhandlungen über konventionelle 
Streitkräfte in Europa« (VKSE) im März 1989 seinen Nieder-
schlag fand.

Dieses Abkommen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa (KSE-Vertrag) zwischen Staaten der NATO und des War-
schauer Paktes, der bei Abschluss praktisch nicht mehr be-
stand, wurde am 19. November 1990 anlässlich des KSZE-
Gipfeltreffens in Paris von den Regierungschefs der sechs 
östlichen und 16 westlichen Repräsentanten unterzeichnet 
und trat am 9. November 1992 definitiv in Kraft. Sein vertrag-
liches Geltungsgebiet reichte vom Atlantik bis zum Ural. Es 
folgte der Abbau des großen Ungleichgewichts konventionel-
ler Streitkräfte, das zugunsten des Warschauer Pakts bestand, 
und die Begrenzung für verschiedene Waffenkategorien. Um-
fassende Regelungen zu Verifikationen wie Inspektionen und 
Informationsaustausch förderten durch Transparenz die Be-
rechenbarkeit, gegenseitiges Vertrauen und die Zusammen-
arbeit. Die erste KSE-Überprüfungskonferenz vom 15. bis zum 
31. Mai 1996 in Wien führte zu einer einvernehmlichen Lö-
sung mit Russland. Als Erfolg des KSE-Vertrags zählte die Zer-
störung von rund 60.000 schweren Waffensystemen in den 
Vertragsstaaten bis Mitte der 1990er-Jahre, darunter Artille-
riesysteme, Kampfflugzeuge und Kampfpanzer. Der KSE-Ver-
trag trug damit zur militärischen Entspannung nach Ende des 
Kalten Krieges bei.



18

III. Vom Ende des Kalten Krieges bis 9/11

Welche Konsequenzen hatte das Ende des Kalten Krieges 
für die europäische Sicherheitsarchitektur, v. a. für den War-
schauer Pakt?
Bedingt durch Gorbatschows Reformpolitik, die politischen 
Umwälzungen und die Auflösung der poststalinistischen Re-
gime in den mittelost- und südosteuropäischen Staaten legte 
die NATO am 5./6. Juli 1990 auf der Gipfelkonferenz in Lon-
don fest, den Warschauer Pakt nicht mehr als Gegner zu be-
trachten. Sie bekundete ihre Bereitschaft zur Kooperation mit 
den Staaten der Warschauer Vertragsorganisation (WVO). Am 
19. November 1990 erfolgte eine gemeinsame Erklärung bei-
der Bündnisse über einen wechselseitigen Gewaltverzicht. 
Zwei Tage später wurde die »Charta von Paris für ein neues 
Europa« unterschrieben, die den Kalten Krieg auf dem Konti-
nent offiziell für beendet erklärte.

Im Zuge des Zusammenbruchs der kommunistischen Ein-
parteiensysteme in Mittel- und Osteuropa 1989/90 erodierte 
der Warschauer Pakt mit Rasanz. Die ČSSR und Ungarn forder-
ten seine Auflösung und den Abzug der sowjetischen Truppen 
aus ihren Gebieten; Rumänien und Bulgarien schlossen sich 
dem an. Die DDR schied kurz vor der Vollziehung der deut-
schen Einheit am 24. September 1990 aus dem Pakt aus. Am 
25. Februar 1991 beschlossen die Mitglieder der Warschauer 
Vertragsorganisation (WVO), sich zum 1. April 1991 aufzulö-
sen. Das abschließende Protokoll über das Erlöschen der Gül-
tigkeit des Warschauer Pakts wurde am 1. Juli 1991 in Prag 
unterzeichnet. Die NATO hatte damit ihr Ziel der Eindämmung 
des Kommunismus und darüber hinaus den Zerfall des sowje-
tischen Herrschaftsraums über seine »Satellitenstaaten« er-
reicht.

Das Ende der militärischen Konfrontationspolitik wurde in 
Europa durch Konzessionsbereitschaft von Gorbatschow und 
somit durch russisches Einlenken möglich, zumal der Rüs-
tungswettlauf für das ökonomische System der UdSSR nicht 
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mehr durchzuhalten war. Es war indirekt auch ein Erfolg der 
amerikanischen Strategie des »Tot-Rüstens« des weltanschau-
lichen Rivalen. Mangels eines aktuellen Feindbildes bzw. Be-
drohungsszenarios in den 1990er-Jahren drohte die NATO nun 
selbst Opfer ihres eigenen Erfolgs zu werden.

Wie veränderten sich die Strategie und die Rolle der NATO 
nach Ende des Kalten Krieges?
Im Zeichen der zu Ende gehenden Ost-West-Konfrontation 
folgte der Beschluss des NATO-Rats vom 7./8. November 1991 
in Rom, mit einem neuen strategischen Konzept und veränder-
ter Kommando- und Streitkräftestruktur. An die Stelle der kon-
kreten Bedrohung aus dem Osten schien ein neues Risiko mit 
komplexen, vielgestaltigen und schwer einzuordnenden Kon-
fliktpotentialen getreten zu sein (Drogenclans, Piraterie, Ter-
rorismus), auf das mit präventiver Friedenssicherung reagiert 
werden sollte, d. h. mit Dialog, Kooperation und Verteidigung, 
aber auch mit Krisenbewältigung und Konfliktverhütung. Zum 
Ausdruck kam das neue Konzept in zunehmender Einwirkung 
durch die militärischen Eingriffe der NATO auf dem Balkan bis 
hin zum Krieg gegen »Restjugoslawien« im Kontext des Ko-
sovo-Konflikts 1999.

Das Ende des Kalten Krieges in Europa sowie der russi-
sche Truppenabzug aus Berlin und Ostdeutschland 1994 zo-
gen weltweite Umgruppierungen der US-Einheiten im Sinne 
flexibler, kleinerer Truppenteile und Spezialeinheiten ange-
sichts der »Gefahr des Terrorismus« in Richtung asiatischer 
Krisenherde nach sich, vor allem in die sehr ressourcenträch-
tige Schwarzmeer- und Kaukasus-Region. Das Ende des Kal-
ten Krieges bewirkte vorläufig den Wegfall des weltanschau-
lichen Gegensatzes zwischen dem Westen und der UdSSR 
(1989–1991). Erwähnenswert sind Kooperationsformen wie 
die angedachte Strategische Partnerschaft, die Mitgliedschaft 
Russlands in der NATO »Partnerschaft für den Frieden« 1994 
sowie die NATO-Russland-Grundakte und der NATO-Russland-
Rat 1997, die vorerst neue Eskalationsformen im erweiterten 
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Europa zu verhindern schienen, aber keine nachhaltige Subs-
tanz entwickelten und von westlicher Seite nur niederrangig 
beschickt wurden. Sie dienten nicht zur Befriedigung russi-
scher Sicherheitsinteressen bezüglich der nach wie vor kritisch 
beäugten NATO und ihrer denkbaren und möglichen Ostaus-
dehnung. Das Agieren der vermeintlich einzig verbliebenen 
ökonomischen und militärischen Supermacht USA (1991–
2001) deutete auf einen Wandel von einer führenden, leiten-
den und wohlwollenden Hegemonial- zu einer beherrschen-
den, fordernden und verordnenden imperialen Macht hin. 
Machtbildung erzeugte Gegenmachtbildung und produzierte 
neue gravierende Interessenkonflikte.

Die NATO erlebte zu Beginn des 21. Jahrhunderts einen 
deutlichen Profilwandel. Ursprünglich vor allem auf die 
UdSSR und den Warschauer Pakt fixiert, entwickelte sich die 
bisherige Verteidigungsallianz nach der Militärintervention 
gegen Serbien 1999 zu einem multifunktionalen Bündnis 
der Krisenbewältigung und Friedenserzwingung nicht nur in 
Europa, sondern auch außerhalb des Kontinents. Sie erlebte 
einen Prozess der Globalisierung über das engere Bündnis-
gebiet hinausgehend durch gesteigerte Flexibilität, zuneh-
mende Interoperabilität und umfassende Zusammenarbeit 
mit nahezu allen großen und maßgeblichen Staaten der Welt. 
Interoperabilität meint die Kombination unterschiedlicher Or-
ganisationen, Systeme und Techniken durch Einhaltung ge-
meinsamer technischer Normen, wodurch im militärischen 
Vorgehen Vereinbarkeit möglich ist und Vereinheitlichung an-
gestrebt wird.

Die NATO wurde zudem zu weit mehr als nur einer Militär-
organisation, d. h. auch zu einer Wertegemeinschaft, einem 
polyvalenten Gebilde, das mehrfach und vielfältig wirken 
konnte, so auch im humanitären und zivilen Bereich – wenn-
gleich nicht alle Mitglieder den wertebasierten Ansprüchen 
(Demokratie, Meinungs- und Pressefreiheit oder Rechtsstaat-
lichkeit) gerecht wurden wie beispielsweise die Türkei unter 
Staatspräsident Recep Tayyip Erdoğan.
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Die transatlantische Militärallianz ging aus einem sicher-
heitspolitischen Machtvakuum im Westen Europas hervor. Mit 
großer Sorge blickten ihre Mitglieder auf die Sowjetunion, die 
ihren Machtanspruch mit ideologisch-militärischer Dominanz 
in der Mitte Europas durchzusetzen verstand. Die Gründung 
der NATO als Verteidigungsbündnis gegen die UdSSR und Ein-
dämmungsallianz gegen den Kommunismus hatte zunächst 
einen anti-imperialen Charakter, denn ausgehend von Aus-
dehnung, Machtkonzentrierung und Satellitenstaaten-Verhält-
nissen handelt es sich bei der UdSSR um ein Imperium. Der 
Aufbau der NATO wies hingegen eine »dezentrale und multi-
laterale Struktur« auf. Sie war allerdings weit mehr als ein Mi-
litärbündnis, beabsichtigte wirtschaftliche Kooperation und 
entwickelte Konfliktpräventionsmaßnahmen. Ihre Expansion 
und Integration im Zeichen der »Osterweiterung« war eine 
Folge des Zusammenbruchs des Sowjetimperiums. Die Auf-
nahme neuer Mitglieder erfolgte nicht auf Basis annexionis-
tischer Expansion, sondern auf freiwilliger Basis der Bewer-
ber und abgestimmt mit allen anderen Mitgliedern, wobei das 
sich anbahnende Rivalitätsverhältnis zur Russischen Födera-
tion offen gelassen wurde und ungelöst blieb. Die NATO ver-
fügt aufgrund ihrer Kapazitäten und Mitgliedschaften über eine 
Monopolstellung im transatlantischen Raum. Als größtes und 
stärkstes Militärbündnis der Welt in Verbindung mit der UNO, 
EU und OSZE hat die NATO mit Interventionsfähigkeit Potential 
und Reichweite einer globalen Militärhegemonie.

Welche Bedeutung hatte die NATO während der Balkankrie-
ge und des Kosovo-Kriegs?
Während der Balkankriege wurden die europäischen militäri-
schen Defizite deutlich und die sicherheitspolitische Lähmung 
des gemeinschaftlichen Europas offenkundig. Weder waren 
die Staaten des Kontinents fähig, für eine längere Zeit eine ge-
meinsame politische Position einzunehmen, noch in der Lage, 
geschlossen wirksam vorzugehen. Dagegen forderten viele 
von ihnen ein amerikanisches Eingreifen, wodurch sich die 
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USA veranlasst sahen, zweimal mit militärischen Mitteln zu 
intervenieren: in Bosnien-Herzegowina 1995 und im Kosovo 
1999, um »Frieden zu erzwingen« (»peace enforcement«). Die 
NATO wandelte sich demgemäß im 50. Gründungsjahr durch 
den ersten »out-of-area«-Einsatz ihrer Geschichte zu einem 
Angriffsbündnis, was von russischer Seite so aufmerksam wie 
kritisch registriert wurde. Durch den Begriff der »humanitären 
Intervention« bemäntelte die NATO ihr militärisch-interventio-
nistisches Vorgehen, um damit von bereits bestehenden in-
neren Gegensätzen des Bündnisses abzulenken – Frankreich 
sträubte sich gegen den »Kosovo-Krieg«, lehnte das Bombar-
dement Belgrads ab und ging dabei soweit, Angriffsziele der 
NATO der serbischen Führung anzuzeigen.

Der »Kosovo-Krieg«, der von der NATO eigentlich als ein 
Krieg gegen Serbien geführt und vom (uneinigen) Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen nicht befürwortet worden war, be-
deutete einen Völkerrechtsbruch. Teil dessen war auch die 
erste deutsche Kriegsbeteiligung nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Dieser grundsätzliche völkerrechtliche Tabubruch trug ange-
sichts der zunächst ausgebliebenen Kosovo-Lösung, die sich 
durch »Luftschläge« u. a. gegen Belgrad nicht erzielen ließ, 
zu größerer Nachdenklichkeit unter den Bündnispartnern be-
züglich weiteren kriegerischen Vorgehens bei, führte letztlich 
aber auch zur Schwächung und zum Sturz des serbischen so-
zialistischen Führers Slobodan Milošević im Jahre 2000, der 
die Kosovo-Albaner unterdrückt hatte.

Welche Folgen hatten die terroristischen Anschläge vom 
11. September 2001 für die NATO?
Den terroristischen Attacken vom 11. September 2001 auf 
Ziele in Washington und New York wie das Pentagon und das 
World Trade Center folgte die Bereitschaft der NATO-Staaten 
zur Beteiligung an einer Intervention in Afghanistan, wo man 
fälschlicher Weise den Drahtzieher der Anschläge, Osama Bin 
Laden, Führer der terroristischen Organisation Al-Qaida, ver-
mutete.
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Während des Kalten Krieges trat nie der von Militärs theo-
retisch wiederholt bedachte Fall eines militärischen Überfalls 
durch die UdSSR und Mitglieder des Warschauer Pakts auf 
NATO-Gebiet ein, d. h. der Beistandsfall (Artikel 5 des NATO-
Vertrags) wurde nie ausgerufen. Davon machten nun erstmals 
die USA im Zuge des 11. September 2001 Gebrauch, was zu 
einem militärischen Vorgehen des Bündnisses im Zuge der 
vom UN-Sicherheitsrat genehmigten Operation »Enduring Free-
dom« gegen das Bin Laden vermeintlich unterstützende Tali-
ban-Regime in Afghanistan führen sollte. Es war die erste und 
bisher einzige militärische Großoperation im Rahmen des von 
den Vereinigten Staaten ausgerufenen »Krieges gegen den Ter-
rorismus«. Sie war gedeckt durch ein Mandat der Vereinten Na-
tionen. In den folgenden Jahren spielte die NATO in den Ope-
rationen in Afghanistan im Rahmen der »International Security 
Assistance Force« (ISAF) eine wachsende Rolle.

Der ISAF-Einsatz war eine direkte Reaktion auf die An-
schläge in New York und Washington und markierte nach dem 
Kosovo-Krieg von 1999 eine weitere Zäsur in der Geschichte 
der NATO wieder von der Bündnisverteidigung weg zu einem 
robusten Stabilisierungseinsatz außerhalb Europas. Er begann 
im Dezember 2001 und endete 2014. Dann folgte eine Nach-
folgeoperation namens »Resolute Support«, gleichwohl zuneh-
mend fraglicher wurde, ob das fortgesetzte Afghanistan-Enga-
gement zu einem Erfolg führen würde. Solange die deutsche 
Innen- und Parteipolitik nur halbherzig hinter den dort statio-
nierten Verbänden stand sowie keine abgestimmte und in-
tegrierte Gesamtkonzeption für die Region für die Zeit nach 
der Militärpräsenz gegeben und umzusetzen war, mussten die 
international organisierten Sicherheitsvorkehrungen Flickwerk 
bleiben. Die NATO hatte zwar einen Wandel von einer inter-
kontinentalen zu einer globalen Bündnis-, Verteidigungs- und 
Interventionsorganisation erfahren, die auch als Beitrag zur 
Gewinnung neuer Legitimation begriffen wurde. Während ihre 
Befriedungs- und Stabilisierungskapazitäten auf dem Balkan 
mit Anerkennungserfolgen umgesetzt werden konnten, wie 
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z. B. im Rahmen der Kosovo Force (KFOR), waren diese außer-
halb des Kontinents sehr begrenzt. Dies hing nicht nur alleine, 
aber auch mit der halbherzigen Unterstützung der USA durch 
die meisten europäischen NATO-Partner zusammen. Diese er-
ahnten zwar die »mission impossible« in Afghanistan, die Ver-
einigten Staaten zogen aber schneller die Konsequenzen und 
beriefen ihre Truppen am 31. August 2021 mit den zunächst 
uninformierten Partnern nicht abgestimmt zurück.

IV. Die NATO zu Beginn des 21. Jahrhunderts

Welche Rolle spielte der Irak-Krieg 2003 für die NATO?
Im Unterschied zur Afghanistan-Intervention war der Irakkrieg 
2003, den die USA und das Vereinigte Königreich führten, 
nicht mehr als NATO-Operation, sondern nur mehr mit »willi-
gen Bündnispartnern« der Militärallianz möglich. Für die Euro-
päer wurde indes wieder deutlich, dass die EU trotz schmerz-
licher Erfahrung ihrer Unfähigkeit während der Balkankriege 
weder zu einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
gefunden hatte, noch ihre strategischen Interessen klar defi-
nieren konnte. Dass es den USA zwei Jahre nach Beginn des 
Eingreifens in Afghanistan nicht mehr gelungen war, alle Euro-
päer im Rahmen der NATO für den von der angloamerikani-
schen »Koalition der Willigen« angestrebten Krieg gegen den 
Irak 2003 zu gewinnen, hatte aber auch mit dem drohenden 
Völkerrechtsbruch zu tun. Es lag ebenfalls an der unbewiese-
nen Behauptung, der irakische Diktator Saddam Hussein ver-
füge über Massenvernichtungswaffen, sodass einem militäri-
schen Vorgehen gegen ihn aufgrund des Vetos von Russland 
und China im UN-Sicherheitsrat durch die Vereinten Nationen 
nicht zugestimmt werden konnte. Die von Deutschland und 
Frankreich verfolgte Initiative der Entwicklung eigener militä-
rischer Strukturen für die EU sorgte für Argwohn und Unmut 
bei der US-Führung. Der Krieg von Präsident George W. Bush 
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junior gemeinsam mit dem britischen Premier Tony Blair gegen 
den Irak 2003 führte zu einer Spaltung der NATO-Mitglieder 
und einer teilweisen Verweigerung ihrer Gefolgschaft. Der US-
Botschafter beim Hauptquartier, Nicolas Burns, sah dies als 
»ernsteste Bedrohung für die Zukunft der NATO«.

Schien den Europäern nach »9/11«, den terroristischen An-
schlägen vom September 2001, ein militärisches Eingreifen 
gegen das Taliban-Regime in Afghanistan noch gerechtfertigt, 
so galt dies für die Militärintervention im Irak 2003 schon weit 
weniger, ging es doch nun offensichtlich um mehr als Terro-
ristenbekämpfung, nämlich um Öl. Während der Kosovo-Krise 
und dem Krieg gegen Serbien 1998/99 war es gerade noch ge-
lungen, die Risse im Bündnis zu übertünchen, doch die Irak-
Krise 2002/03 führte sowohl zur Spaltung der EU als auch 
zur Bedeutungslosigkeit der NATO. Sie schien keinen großen 
Identifikationswert mehr zu besitzen. In Afghanistan stellte 
die Bundesrepublik nach den USA zwar eines der größten Kon-
tingente, das Scheitern dieser als »mission impossible« war 
aber abzusehen.

Das »Old Europe«, eine provokante Äußerung des US-Ver-
teidigungsministers Donald H. Rumsfeld im Januar 2003 gegen 
jene EU-Staaten gerichtet, die sich nicht am Irakkrieg beteili-
gen wollten, die Frankreichs Staatspräsident Jacques Chirac 
als Ausdruck eines Mangels an Bildung bezeichnete, bediente 
eine klassische Klischeevorstellung. Bundeskanzler Gerhard 
Schröder forderte ein stärkeres multilaterales Zusammen-
wirken, die Stärkung der UNO, zivile Konfliktprävention und 
einen Dialog zwischen den USA und der EU, bevor Entschei-
dungen getroffen werden. Die NATO sei, so Schröder, »nicht 
mehr der primäre Ort, an dem die transatlantischen Partner 
ihre strategischen Vorstellungen koordinieren« wie auch die 
neuen Herausforderungen »primär keine militärischen Ant-
worten erfordern« würden. Chiracs, Schröders und Rumsfelds 
Stellungnahmen markierten die unterschiedlichen Beobach-
tungen und Beurteilungen der Wirklichkeit und sehr verschie-
dene Auffassungen in der Vorgehensweise gegenüber akuten 
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Bedrohungsszenarien. Dabei klagte Washington wiederholt 
über die mangelnden militärischen Kapazitäten EU-Europas 
und die Unzulänglichkeit bei der Lastenteilung (»burden sha-
ring«), um aber auch gleichzeitig amerikanischen Widerstand 
geltend zu machen, wenn an den Aufbau eigenständiger euro-
päischer Sicherheitsstrukturen gedacht wurde.

Während Washington seinen Schwerpunkt auf Steigerung 
seines Militärhaushalts und die Produktion modernster Mas-
senvernichtungswaffen setzte, verließen sich EU-Staaten mehr 
auf »weiche Macht« (»soft power«) wie Diplomatie, Entwick-
lungshilfe, Handels- und Wirtschaftssanktionen oder kulturel-
len Dialog. Nicht von ungefähr war die EU, was Entwicklungs-
hilfe anging, ein weltpolitischer Zahler (»global payer«) – im 
Unterschied zur weltpolitischen Militärmacht (»global player«) 
USA auf ihrem Gebiet der Atomwaffen- und Hightech-Rüstung. 
Das Verteidigungsbudget der Vereinigten Staaten war im Jahr 
des Irakkriegs größer als die gesamten kombinierten Vertei-
digungsausgaben der nächstfolgenden 25 größten Industrie- 
und Militärstaaten der Welt. Seitens der USA wurden im Jahre 
2003 jährlich 395 Milliarden Euro für das Militär ausgegeben, 
denen 160 Milliarden Euro der 15 EU-Staaten gegenüberstan-
den.

Was versteht man unter der NATO-»Osterweiterung« und wo-
rin unterschied sie sich von der EU-»Osterweiterung«?
Die NATO-»Osterweiterung« wurde aufgrund der Umbrüche in 
Mittel- und Osteuropa 1989, verursacht durch die Reformpoli-
tik von Gorbatschow, und des Zusammenbruchs der Sowjet-
union 1991 möglich. Darunter versteht man eine Entwicklung, 
durch die neue, souverän gewordene Länder aus Mittel- und 
Osteuropa und Nachfolgestaaten der Sowjetunion NATO-Mit-
glieder oder Mitgliedsanwärter werden konnten. Die Zielset-
zung bestand darin, die militärische Sicherheit, politische Sta-
bilität und kollektive Verteidigung dieser Länder zu stärken. 
Mitglieder wurden demzufolge Polen, Tschechien und Ungarn 
1999 sowie Bulgarien, Rumänien, Slowenien, die Slowakei, 
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Lettland, Litauen und Estland 2004. Die Aufnahme erfolgte 
durch Verhandlungen, Reformauflagen mit Rechtsstaatsstan-
dards und der Zustimmung der bestehenden Mitgliedstaaten. 
Die Zielsetzungen der NATO bestanden in der Ausdehnung 
ihres Gültigkeitsbereichs, Interoperabilität der Truppen, För-
derung demokratischer Institutionen und politischer Stabilität.

NATO- und EU-Osterweiterung waren Ergebnis geoökono-
misch-strategischer Entscheidungen (1999–2007). Die Erwei-
terungen liefen nicht gleichzeitig, sondern zeitversetzt ab, weil 
die EU-»Osterweiterung«, die später folgte, kosten- und ver-
handlungsintensiver, d. h. letztlich auch komplexer und zeit-
aufwendiger als die NATO-»Osterweiterung« war. Das Balti-
kum sowie die mittelost- und südosteuropäischen Staaten 
wünschten sowohl die EU- als auch die NATO-»Osterweite-
rung«. Polen, Ungarn und Tschechien drängten als erste. Die 
EU-»Osterweiterung« wurde von Russland nolens volens hin-
genommen, dagegen die NATO-»Osterweiterung« misstrauisch 
verfolgt und letztlich abgelehnt. Nicht von ungefähr gab es 
diesbezüglich von US-amerikanischer und bundesdeutscher 
Seite bereits 1990 mündliche Vertrauenszusagen und Zusiche-
rungen – allerdings keine rechtlich verbindliche Garantien –, 
die NATO nicht weiter nach Osten auszudehnen. Die EU-»Ost-
erweiterung« bot für Brüssel die Möglichkeit der Ausdehnung 
des »acquis communautaire«, des Binnenmarkts und seines 
Handelsraums bis ins Baltikum im Norden und zum Schwar-
zen Meer im Süden mit der mittel- und langfristigen Perspek-
tive der Integration des »Westbalkans«. Die Entscheidung all 
dieser Staaten und Regionen für die EU und die NATO und – 
aus russischer Sicht – ihre Vereinnahmung durch den »Wes-
ten« wurde von Moskau als Eroberungskonzept, d. h. entspre-
chend als geopolitischer und geoökonomischer Nachteil für 
die eigene Position gewertet.
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Wie wurde die NATO-»Osterweiterung« international disku-
tiert?
Kritik am Vorgehen der Allianz in Bezug auf eine mögliche 
NATO-»Osterweiterung« gab es zunächst nicht von russischer 
Seite, sondern aus NATO-Staaten, insbesondere den USA. In 
einem offenen Brief an US-Präsident Bill Clinton vom 26. Juni 
1997 forderten amerikanische Abrüstungsfachleute und Mi-
litärexperten, Botschafter, Regierungsmitglieder und Senato-
ren noch rechtzeitig vor ihrer Umsetzung eine Aussetzung der 
»Osterweiterung« der NATO. Das Dokument nannte die Bei-
trittsangebote an Kandidatenländer von 1997 einen »politi-
schen Irrtum von historischen Ausmaßen«. Die Unterzeich-
nenden brachten ihre Sorge zum Ausdruck, Sicherheit und 
Stabilität Europas würden aufs Spiel gesetzt.

Amerikanische Kritiker argumentierten gegen das Vorha-
ben der NATO-»Osterweiterung«. Sie begründeten es mehr-
fach: ein solches Vorgehen, das von allen politischen Kräften 
in Russland abgelehnt werde, würde dort »die undemokrati-
sche Opposition stärken« und »die Reformkräfte schwächen«. 
Das wäre geeignet, die Vereinbarungen nach Ende des Kal-
ten Krieges infrage zu stellen und »Widerstand gegen die Ab-
rüstungsverträge zu mobilisieren«. Mit der »NATO-Osterwei-
terung« werde eine neue Grenze zwischen Zugehörigen und 
Nicht-Zugehörigen gezogen, was die Instabilität in Europa 
verstärke und zu einem geschwächten Sicherheitsempfinden 
bei den nicht dazu zählenden Ländern führe. Die NATO-»Ost-
erweiterung« vermindere unweigerlich die Ausübung prioritä-
rer Aufgaben der Allianz, indem sie Garantien an Länder mit 
ernsthaften Grenz- und Minderheitsproblemen sowie unein-
heitlich entwickelten demokratischen Systemen gebe. In den 
USA werde eine Kostendebatte ausgelöst, die das amerikani-
sche Engagement für die NATO infrage stelle. Ausgehend von 
diesen Gründen wurde der Stopp der NATO-»Osterweiterung« 
gefordert. Einer der prominentesten Kritiker der NATO-»Ost-
erweiterung« war der legendäre US-Diplomat aus der Zeit der 
Anfänge des Kalten Kriegs, George F. Kennan, der 1997 mit 
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Warnungen nicht sparte. Er bezeichnete die geplante NATO-
Osterweiterung als den »verhängnisvollsten Fehler der ameri-
kanischen Politik in der Ära nach dem Kalten Krieg«. Eine sol-
che Entscheidung lasse erwarten, »dass die nationalistischen, 
antiwestlichen und militaristischen Tendenzen in der Meinung 
Russlands entzündet werden; dass sie einen schädlichen Ein-
fluss auf die Entwicklung der Demokratie in Russland haben, 
dass sie die Atmosphäre des Kalten Krieges in den Beziehun-
gen zwischen Osten und Westen wiederherstellen und die rus-
sische Außenpolitik in Richtungen zwingen, die uns entschie-
den missfallen werden«.

Folgende Alternativen wurden unterbreitet: wirtschaftliche 
Öffnung zu den mittel- und osteuropäischen Staaten, Intensi-
vierung des NATO-»Partnership for Peace-Programms« (PfP), 
Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen Russland und 
der NATO sowie Fortsetzung der Abrüstung. Zu Russlands Posi-
tion wurde angemerkt, dass es keine Gefahr mehr für seine 
Nachbarn darstelle. Die NATO-Erweiterung erschien deshalb 
aus dieser Sicht weder notwendig, noch erwünscht. Aus geo-
politischer Perspektive stellte ein Vertreter der amerikanischen 
Politikwissenschaft die NATO-»Osterweiterung« als eine we-
sentliche Ursache der Krise in der Ukraine 2014 dar. USA und 
EU hätten mit voller Absicht und in Kenntnis der – aus dem 
Sicherheitsinteresse Russlands heraus nachvollziehbar – ab-
lehnenden Haltung Moskaus die Ostausdehnung der NATO in 
Verbindung mit der EU-Erweiterung vorangetrieben, »um die 
Ukraine für den Westen zu gewinnen«. Putins Reaktion gegen 
dieses Bestreben sei »verständlich« und die Ukraine als Puf-
fer für Russlands Sicherheitsbedürfnis unabdingbar. Allerdings 
machten die potentiellen Beitrittskandidaten von ihrem Recht 
als souveräne Staaten Gebrauch, die NATO als Bündnis ihrer 
freien Wahl anzustreben, zumal die Erfahrungen ihrer Bevölke-
rungen mit der früheren Herrschaftspraxis der Sowjetunion als 
Zeit der Repression und Unterdrückung empfunden wurden.



30

Welche Rolle spielte die »NATO-Osterweiterung« für die 
internationale Sicherheitsarchitektur?
Die erste NATO-»Osterweiterung« mit Polen, Ungarn und Tsche-
chien 1999 stützte die klassische russische Wahrnehmung 
des westlichen Militärbündnisses als aggressiv und expansiv, 
gleichwohl die Beitritte freiwillig und auf eigenen Wunsch die-
ser Länder aus sicherheits- und verteidigungspolitischen Grün-
den erfolgten, ohne Angriffsabsichten auf Russland zu hegen. 
Der »Kosovo-Krieg« 1999 als die NATO durch Luftschläge über 
ihr eigenes Territorium hinausging und gegen Belgrad militä-
risch intervenierte, verstärkte das traditionelle Feindbild, das 
sich die russische Seite von der NATO machte.

Die »Farben-Revolutionen« in Georgien (2003), der Ukraine 
(2004) und Kirgistan (2005) waren Alarmsignale für den auf 
seine geo-, macht- und sicherheitspolitischen Positionen be-
harrenden Kreml. Die erste NATO-»Osterweiterung« führte 
mit Polen, Ungarn und Tschechien zu neuen Mitgliedstaaten 
(1999). Zügig folgten die Aufnahmen der ehemaligen Sowjet-
republiken Estland, Lettland und Litauen, der früheren Volks-
republiken Bulgarien und Rumänien, sodann der Slowakei und 
Slowenien (2004), sowie Albanien und Kroatien (2008/09). 
Es waren souveräne Staaten, die über ihre Bündniszugehörig-
keit selbst zu entscheiden hatten. Diese Entwicklung erfolgte 
ausgehend vom NATO-Hauptquartier in Brüssel unter Führung 
der USA. Sie vollzog sich weder durch Absprache mit Moskau, 
noch mit Einbindung und Konsultation der Russischen Föde-
ration, geschweige denn mit Kompensationsmöglichkeiten. 
Die Erweiterung der EU um zehn neue Staaten auf 25 Mitglie-
der am 1. Mai 2004 verstärkte die Unterschiede in der Euro-
päischen Union sowie das von Anfang an bestehende Europa 
der »verschiedenen Geschwindigkeiten«. Das bedeutet, dass 
jeder EU-Mitgliedstaat nur so viel Integrationsbereitschaft an 
den Tag legen konnte und leisten musste wie ihm möglich und 
notwendig erschien.

Die NATO-»Osterweiterung« bildete gewissermaßen die 
»sicherheitspolitische Flanke« zur folgenden ökonomischen 
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und politischen Integration der EU-Kandidatenländer. Sie ver-
größerte letztlich den Einflussbereich der US-amerikanischen 
Sicherheits- und Stabilitätspolitik in Mittel-, Ost- und Süd-
osteuropa. Für die bis dato reibungslos erscheinende NATO-
»Osterweiterung« zeichnete hauptsächlich der Ex-NATO-Ge-
neralsekretär und dann für die »Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik« (GASP) der EU zuständige Javier Solana 
verantwortlich. Gleichzeitig führte dies mit Blick auf die zu-
künftige europäische Sicherheitspolitik zu einer Trennung in 
»pro-amerikanische« und den USA eher skeptisch gegenüber-
stehende EU-Staaten, wobei erstere in deutlicher Mehrzahl wa-
ren. Die Erweiterung der EU 2004 stärkte vor allem die »Trans-
atlantiker« in der Union, da viele der neuen EU-Mitglieder wie 
Polen, Tschechien, Ungarn, die Slowakei und die baltischen 
Staaten aus historischen, anti-russischen bzw. sicherheits-
politischen Gründen stark zu dem amerikanischen Sicherheits-
garanten tendierten. Die »Pro-NATO«-Staaten unter den bis-
herigen EU-Staaten, Großbritannien, Italien, Niederlande und 
Spanien, schienen dadurch mehr Unterstützung als die »Auto-
nomisten« (Belgien, Frankreich, Luxemburg und Deutschland) 
zu erhalten.

V. Die EU und die NATO

Welche Positionen zur NATO gibt es seitens der europäi-
schen Mitglieder und der EU?
Die NATO weist eine wechselhafte Mitgliederentwicklung auf. 
Frankreich zog sich 1966 unter Staatspräsident Charles de 
Gaulle, der nach strategischer Unabhängigkeit strebte, aus 
dem integrierten Militärverband zurück. Ebenso handelte Grie-
chenland 1974 im Zeichen der Zypern-Krise und der türkischen 
Besetzung des nördlichen Teils der Insel. Beide Staaten blie-
ben aber Mitglieder der politischen Organisation der Allianz. 
Athen schloss sich 1981 wieder voll an, gefolgt von Spanien 
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1982 und Frankreich kehrte 2009 wieder in die integrierten 
Militärstrukturen der NATO zurück.

Die Verwirklichung einer gemeinsamen EU-Verteidigungs- 
sowie Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) verzögerte sich 
durch die latenten Unterschiede in den geopolitischen Inter-
essenlagen der Mitglieder weiter. Der gestörte Ratifikations-
prozess des EU-»Verfassungsvertrages« durch die negativen 
Abstimmungen in Frankreich am 29. Mai und in den Niederlan-
den am 1. Juni 2005 führte zu einer Verlangsamung des nächs-
ten Erweiterungsprozesses um Bulgarien, Rumänien, Kroatien 
und die Türkei. Zudem verhinderte es vorerst die Schaffung 
einer eigenen EU-Sicherheitspolitik. Eine gemeinsame euro-
päische Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU 
konnte es auch nur geben, wenn die Nuklearmächte Frank-
reich und Großbritannien dazu bereit waren und ihre unter-
schiedlichen Interessen miteinander abstimmten und zu einer 
gemeinsamen Strategie zusammenführten. Mit der britisch-
französischen Initiative von St. Malo vom 4. Dezember 1998 
zwischen Frankreichs Staatspräsident Jacques Chirac und dem 
britischen Premier Tony Blair war ein Ansatz für strategische 
Autonomie gegeben. Mit der Beistandsklausel im Unionsver-
trag von Lissabon (in Kraft 2009, Artikel 42, Absatz 7) nahm 
die EU erstmals den Charakter eines Defensivbündnisses an. 
Das bedeutete, dass im Fall eines bewaffneten Angriffs auf 
einen EU-Staat die übrigen Mitglieder »alle in ihrer Macht ste-
hende Hilfe und Unterstützung« leisten. Diese Formel geht et-
was über die gegenseitige Verpflichtung aus dem Artikel 5 des 
NATO-Vertrages hinaus, der nur zum Beistand im Umfang der 
für notwendig gehaltenen Maßnahmen verpflichtet. Obwohl 
sich die neutralen Staaten, wie z. B. Irland und Österreich, da-
von ausnehmen konnten, übernahm die EU damit Aufgaben 
der »Westeuropäischen Union« (WEU). Diese war 1954/55 
eigentlich zur Rüstungskontrolle im Zuge des NATO-Beitritts 
der Bundesrepublik 1955 geschaffen worden und hatte 1992 
mit den »Petersberg Aufgaben« auch Funktionen der Friedens-
erzwingung (»peace enforcement«) mit Kampftruppen (»battle 
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groups«) übernommen. Sie bestand als Teil des EU-Vertrags 
von Amsterdam (1997) fast 15 Jahre. Im Jahre 2011 wurde 
die WEU aufgelöst. Die seit Juni 2004 geschaffenen, jeweils 
für ein halbes Jahr mit rund 1500 Mann aufgestellten »battle 
groups« für militärische Kampfeinsätze bestanden fort, wur-
den bisher aber noch nicht eingesetzt. Der wesentliche Grund 
besteht im komplizierten Entscheidungsprozess auf EU-Ebene. 
Eine Rolle spielen auch die unterschiedlichen nationalen Inte-
ressen der Mitgliedstaaten. Zudem wurde im Vertrag von Lis-
sabon die Gründung einer Europäischen Verteidigungsagen-
tur beschlossen, die die Rüstungspolitik der Mitgliedstaaten 
koordinieren soll. Dadurch sollen die Rüstungsausgaben im 
Rahmen einer »Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit« 
(»Permanent Structured Cooperation« = PESCO) effizienter ein-
gesetzt und verhindert werden, dass die Mitgliedstaaten unnö-
tige Mehrfachkapazitäten aufbauen. Mit Lissabon hat sich an 
dem Befund des Fehlens einer gemeinsamen nach Mehrheiten 
abstimmenden Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
nichts Grundsätzliches geändert, die jederzeit durch ein Veto 
blockiert werden konnte: Europas sicherheitspolitische Ent-
wicklung hing weiter in hohem Maße von der NATO und da-
mit auch von den Beziehungen zu den USA ab. Die Gemein-
same Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) stand nur 
auf dem Papier. Der Aufbau einer europäischen Verteidigungs-
industrie war erst in Ansätzen vorhanden. Eine abgestimmte 
Militärplanung, kompatible Ausrüstung und koordinierte Ein-
satzstrukturen fehlten bis zuletzt weitgehend.

Offiziell wurde stets betont, dass es keine gemeinsame 
Identität zwischen EU und NATO geben würde. Allein 22 der 
28 EU-Mitglieder – außer Irland, Finnland, Österreich, Schwe-
den, Malta und Zypern – waren bis zum russischen Ukraine-
Krieg 2022 Mitglieder der NATO, was ihre Präsenz auf dem Kon-
tinent zum Ausdruck brachte. Seit 2009 gehörten Albanien als 
27. und Kroatien als 28. und seit 2017 auch Montenegro als 
29. Mitglied der NATO an, während Nordmazedonien sich am 
27. März 2020 anschließen konnte. Mehr als Dreiviertel der 
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EU-Staaten waren somit NATO-Mitglieder. Die zentralen Anlie-
gen und Ziele der NATO bestanden fort: Kollektive Verteidigung 
und transatlantische Bindungen schienen bis dahin weiterhin 
verlässliche Elemente der Kontinuität des Bündnisses. Ob die 
NATO weiter für das nordöstliche, westliche, zentrale und süd-
östliche Europa alternativlos sein würde, lag in den Händen 
der Europäer selbst, die sich aber mit einer eigenen gemein-
sam organisierten Verteidigung nach wie vor sehr schwer taten.

Welche Rolle spielt die NATO für die Sicherheitspolitik der 
EU?
Die meisten EU-Staaten waren aufgrund der Banken-, Finanz-
markt-, Wachstums- und Wettbewerbskrise zum strengeren 
Haushalten gezwungen. Die Sicherheitspolitik Europas stand 
unter der absoluten Priorität des Sparens. Die Militäretats 
vieler europäischer Nationalstaaten fielen den Schuldenber-
gen zum Opfer. Die Budgetknappheit hatte auch außen- und 
sicherheitspolitische Folgen für die EU. Neben den unter-
schiedlichen Sicherheitsinteressen und Verteidigungsfähig-
keiten der EU- und NATO-Mitgliedstaaten war höchst fraglich, 
ob »Europa« seine strategischen Interessen auch außerhalb 
der EU und in ferneren Regionen wahren konnte. Es existierte 
bis zum umfassenden russischen Ukraine-Krieg keine einheit-
liche, geschlossene und somit vergemeinschaftete Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik, sodass Alleingänge 
erfolgten, wie die französische Militärintervention in Mali 
oder Partikular-Allianzen geschlossen wurden. Die Kapazitä-
ten der europäischen NATO-Partner waren durch Banken-, Fi-
nanzmarkt- und Staatsverschuldungskrise geschwächt, um 
Geld für die Aufstockung ihrer Militärhaushalte aufbringen zu 
wollen – außer mit neuen »Sondervermögen« (Schulden) wie 
durch die von Bundeskanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022 
verkündete »Zeitenwende« wenige Tage nach dem russischen 
Überfall auf die Ukraine. Deutschland war zu diesem Zeitpunkt 
weit davon entfernt, in den kommenden Jahren mindestens 
2 % des BIP zur Stärkung der NATO auszugeben.
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Wie entwickelte sich das Verhältnis von NATO, EU, den USA 
und Russland?
Auf die Frage nach sicherheitspolitischen Alternativen war 
die Antwort eindeutig: Die NATO blieb für das westliche und 
zentrale Europa alternativlos, gleichwohl ihr Geltungsbereich 
und Erweiterungspotential auf dem Kontinent nicht grenzen-
los waren. Es gab Grenzen der Ausdehnung nach Osten, wie 
der Georgien-Konflikt 2008 verdeutlicht hat. Neue NATO-Mit-
gliedschaften kamen kaum mehr in Frage, ohne Ablehnung 
und Gegenwehr durch den Kreml sowie Konfrontationen mit 
Russland zu bewirken. Die NATO-Russland Grundakte und der 
NATO-Russland-Rat von 1997 hatten nicht das Potential, die 
sicherheitspolitischen Vorbehalte Moskaus gegen die NATO-
»Osterweiterungen« zu beseitigen. Diese konnten als Fort-
setzung des Kalten Krieges und Gefährdung der russischen 
Sicherheitslage interpretiert werden, sollten amerikanische 
Mittelstreckenraketen mit nuklearen Sprengköpfen und ent-
sprechender Reichweite auch in der Ukraine stationiert wer-
den, die im Einsatzfall aufgrund verkürzter Vorwarnzeiten 
durch das russische Frühwarnsystem nicht mehr rechtzeitig 
abgefangen werden konnten. Inwieweit dies ein vorgescho-
benes Argument war oder von Moskau tatsächlich so einge-
schätzt wurde, ist umstritten. Der Georgien-Konflikt 2008, die 
Krim-Annexion 2014 und der russische Krieg in der Ostukraine 
seit 2015 markierten jedenfalls die Grenzen der NATO und rie-
fen russischen Widerstand hervor, was Putin mit seinem mi-
litärischen Vorgehen demonstrierte. Neuen Mitgliedschaften 
für EU und NATO im Osten Europas und seinen Nachbarregio-
nen sollte damit ein Riegel vorgeschoben werden.

Das Verhältnis Europas zu den USA hat sich seit dem Regie-
rungsantritt von Präsident Barack Obama nur atmosphärisch 
verbessert. Die grundsätzlichen Auffassungsunterschiede sind 
geblieben. Mit der »Luftbrücke« konnten die USA die Berlin-
Blockade Stalins 1948/49 aufbrechen. Der Ausspruch von 
John F. Kennedy »Ich bin ein Berliner« wurde 1963 stellvertre-
tend für das »freie Europa« gefeiert. Ronald Reagan versetzte 
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die Welt noch ins Staunen, als er in seiner Rede 1987 Gor-
batschow zur Öffnung des Brandenburger Tors und zum Nie-
derreißen der Berliner Mauer aufforderte. Obama fehlten der-
artige historische Worte. Im Gegenteil spottete er am 25. März 
2014 über Russland als eine »Regionalmacht«, die »alleine 
steht« und Vizepräsident Joe Biden bezeichnete es als »schwa-
ches Land«. Insbesondere die USA, aber auch andere westli-
che Staaten unterstützten gleichzeitig in Russland agierende 
NGOs und damit die Zivilgesellschaft mit hohen Geld-Beträ-
gen. Im Wesentlichen basierte die NATO auf zwei Pfeilern, die 
für sich gesehen wiederum die Bedeutung der Kontinuität der 
Entwicklung des Bündnisses unterstrichen: Es ging um kollek-
tive Verteidigung und die transatlantische Bindung. Vor die-
sem Hintergrund blieben die EU-Staaten – sei es mit oder ohne 
NATO-Mitgliedschaft – gut beraten, wenn sie weiter auf Ver-
teidigung setzten und sich gleichzeitig die Option auf Errich-
tung eines europäischen Sicherheitsbündnisses offenhielten. 
Auf absehbare Zeit schien daher die NATO in Europa als alter-
nativlose Militärorganisation und einzige Verteidigungsform.

VI. Die Rückkehr des Ost-West-Konflikts – die NATO bis zum 
Ukraine-Krieg

Welche weitere Rolle spielte die NATO für die Mitte und den 
Osten des Kontinents und welche Rolle kam ihr im Ukraine-
Konflikt zu?
Angebliche Versprechen und tatsächliche, u. a. durch den 
deutschen Außenminister Hans-Dietrich Genscher erfolgte Zu-
sagen während des deutschen Vereinigungsprozesses 1990, 
die NATO nicht weiter nach Osten bis an die russische Grenze 
auszudehnen, die allerdings nie vertraglich festgeschrieben 
worden sind – geschweige denn über die Köpfe der mittel-
osteuropäischen Länder hinweg zu bestimmen gewesen wä-
ren – dienten der russischen Seite als Argument, von einem 
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»westlichen Wortbruch« zu sprechen. Im Gegenteil dienten Pu-
tin das transatlantische Bündnis und seine Erweiterung nach 
Osten als Rechtfertigung für seine auf Destabilisierung und 
Krieg ausgerichtete Ukraine-Politik, sodass die Deutung nahe 
liegt, dass die NATO von ihm als ein Sündenbock benutzt wird.

Am 10. Februar 2007 warnte er auf der Münchner Sicher-
heitskonferenz vor einer weiteren NATO-Osterweiterung, was 
von den anwesenden westlichen Vertretern entweder als Kalte 
Kriegsrhetorik aufgefasst oder nicht ernst genommen, igno-
riert und verständnislos aufgenommen wurde. Am 14. Juli 
setzte Russland einseitig die Umsetzung des Vertrags über 
Konventionelle Streitkräfte in Europa (KSE) vom 19. Novem-
ber 1990 aus. Die Begründung lautete: Einige neu hinzuge-
kommene NATO-Staaten wie die Slowakei und die baltischen 
Staaten seien dem Vertrag nicht beigetreten. Der KSE-Vertrag 
hatte Obergrenzen für die Anzahl schwerer stationierter Waf-
fensysteme in Europa vom Atlantik bis zum Ural fixiert. Die 
amerikanischen Pläne für Raketenabwehrsysteme in Polen, 
Tschechien und Rumänien, die seit 2007 errichtet wurden, er-
höhten die Spannungen.

Die Debatte über eine Beitrittsaussicht für Georgien und 
die Ukraine am NATO-Gipfel in Bukarest vom 2. bis 4. April 
2008 hatte trotz der Ablehnung konkreter »Membership Action 
Plans« (MAP) durch Deutschland, Frankreich und Spanien mit 
einer Perspektive seitens der Bush-Regierung und ihrer Alliier-
ten hinsichtlich einer zukünftigen Aufnahme der Ukraine und 
Georgiens in die NATO geendet. Es folgte eine russische Mili-
tärintervention in Georgien mit der Besetzung von Abchasien 
und Südossetien vom 1. bis 12. August 2008, die vorerst mit 
einer Einigung auf ein Waffenstillstandsabkommen und einer 
Einfrierung des Konflikts endete. Die französische EU-Ratsprä-
sidentschaft vermittelte dabei erfolgreich.

Strebte die Ukraine unter der westlich orientierten Prä-
sidentin Julija Tymoschenko eine schnelle NATO-Mitglied-
schaft an, so rückte ihr prorussischer Nachfolger Wiktor Janu-
kowytsch seit 2010 von einem möglichen NATO-Beitritt ab. Er 
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betonte den Status seines Landes als blockfrei mit der zu die-
ser Zeit zutreffenden Begründung, dass die Mehrheit der Ukrai-
ner eine NATO-Zugehörigkeit ablehnen würde, u. a. weil diese 
von ihr mit Blick auf die russische Gegnerschaft als zu riskant 
angesehen wurde. Nach den Maidan-Protesten verabschie-
dete das ukrainische Parlament einen Gesetzentwurf »Über 
die Änderung der Verfassung der Ukraine über die Unumkehr-
barkeit des ukrainischen Kurses in Richtung europäischer und 
euro-atlantischer Integration«. Die Minsker Abkommen I und 
II (2014/15) blieben fragile Waffenstillstandsvereinbarun-
gen für die Ostukraine, vereinbart zwischen ungleichen Part-
nern durch europäische Vermittlungsaktionen im Rahmen des 
»Normandie-Formats« (Deutschland, Frankreich, Russland und 
Ukraine). Die Abmachungen wurden jenseits der Kontaktlinie 
wiederholt von beiden Seiten verletzt. Russland und die von 
ihm unterstützten Rebellen sowie dann auch reguläre russi-
sche Verbände agierten als Aggressoren. Die ukrainische Ar-
mee wurde seit 2014 gleichzeitig von britischer und ameri-
kanischer Seite geheim und gezielt aufgerüstet – wenn auch 
noch nicht mit modernsten Waffen, die später folgten. Damit 
wurde die Ukraine kriegsführungs- und v. a. verteidigungsfä-
hig. Bis 2022 hatte dieser Krieg in der Ostukraine rund 14.000 
Todesopfer gekostet.

Nach der Wahl von Wolodomyr Selenskyj zum Staatspräsi-
denten 2019 näherten sich die Ukraine und die transatlanti-
sche Allianz weiter an. Im Jahr darauf wurde eine noch engere 
Bindung mit der Aufnahme der Ukraine in das NATO-»Enhan-
ced Opportunities Program« gemeinsam mit Australien, Finn-
land, Georgien, Jordanien und Schweden als Teilnehmer er-
klärt. Damit wurden dem Land Beteiligungen an Manövern 
und Kooperationsprojekten der NATO sowie Zugriff auf aus-
gewählte geheime Bündnisinformationen ermöglicht. Auf dem 
NATO-Gipfel in Brüssel im Juni 2021 bekräftigte das Bündnis 
ihre auf dem Bukarest-Gipfel von 2008 getroffene Entschei-
dung, die Ukraine mit der Aussicht auf den Membership Ac-
tion Plan (MAP) an die NATO heranzuführen sowie das Recht 
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der Ukraine, ihre Zukunft und Außenpolitik unabhängig und 
ohne Einmischung von außen zu bestimmen.

Welche Rolle spielte die Ukraine für die NATO von der Eskala-
tion der Krise und der Krim-Annexion 2014 bis zum vollstän-
digen russischen Angriffskrieg 2022?
Die zunächst friedlich verlaufenden Proteste am Maidan in 
Kiew 2013/14 gegen die Aussetzung des auf eine engere poli-
tische und wirtschaftliche Zusammenarbeit abzielenden EU-
Assoziationsabkommens mit der Ukraine durch den prorussi-
schen Staatspräsidenten Viktor Janukowycz führten zu dessen 
Sturz und zur Flucht nach Russland. Wladimir Putin ließ unter 
Bruch des völkerrechtlich unverbindlich gebliebenen »Buda-
pester Memorandums« vom 5. Dezember 1994 die Krim wider 
aller Absprachen und Vereinbarungen besetzen. Putin han-
delte aus Motiven der Expansions-, Geschichts- und Macht-
politik. Mittels eines (Pseudo-)Referendums folgte auf die Ok-
kupierung die Annexion. Zudem ließ er die Ostukraine durch 
dort agierende irreguläre Rebellen und russisches Militär so-
wie Geheimdienstoperationen destabilisieren. Nach der russi-
schen Aussetzung des KSE-Vertrags suspendierten Ende 2011 
die NATO-Staaten ihrerseits sowie Moldau und Georgien des-
sen Umsetzung gegenüber Russland sowie nach der Krim-An-
nexion Anfang 2015 auch ergänzt um die Ukraine, so dass der 
Vertrag faktisch seine Gültigkeit verlor. Am 11. März des glei-
chen Jahres wurde der KSE-Vertrag seitens der Russischen Fö-
deration offiziell aufgekündigt, nachdem die USA verlautbart 
hatten, für ein Manöver zeitweise rund 3000 US-Soldaten ins 
Baltikum zu verlegen.

Seit dem 1. Januar 2016 war die Ukraine Teil einer vertief-
ten und umfassenden Freihandelszone mit der EU. Die Reise-
freiheit wurde sowohl für Georgier am 28. März als auch für 
Ukrainer am 11. Juni 2017 in Kraft gesetzt. Spätestens seit 
diesem Jahr waren ein anhaltendes Konfliktpotential und eine 
drohende Kriegsgefahr in diesem Teil Europas vorprogram-
miert. Das zeichnete sich ab, v. a. da verschiedene andere 
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Ereignisse mitbedacht werden müssen, wie die seit 2014 an-
haltende russische Destabilisierungspolitik der Ostukraine, 
die gleichzeitig ungebremste Politik der EU-Assoziierung so-
wie die bevorstehende nächste NATO-»Osterweiterung« von 
Montenegro und Nordmazedonien, die von sich aus und frei-
willig zur NATO und EU stoßen wollten.

Am 7. Februar 2019 verankerte die Werchowna Rada, das 
ukrainische Parlament, mit einer Mehrheit von 334 der 450 
Abgeordneten in der Verfassung eine »strategische Orientie-
rung der Ukraine zum vollständigen Beitritt zur EU und der 
NATO«. Seit dem 24. April ließ Moskau russische Pässe für 
die Bewohner der besetzten Gebiete des Donbass ausstel-
len. Die letztlich auf Wunsch beider Seiten erfolgte wechsel-
seitige Kündigung des INF-Vertrags über nukleare Mittelstre-
ckensysteme im Jahr 2019 durch US-Präsident Donald Trump 
und Wladimir Putin erhöhte die Spannungen weiter. Der INF-
Vertrag bestand aus einer Summe bilateraler Verträge und Ver-
einbarungen zwischen den USA und der UdSSR/Russland von 
1987. Er legte die Vernichtung aller boden- und landgestütz-
ten Flugkörper mit mittlerer und kürzerer Reichweite zwischen 
500 bis 5500 Kilometer fest. Das galt nun nicht mehr und vor 
diesem Hintergrund wurde gefragt, ob eine kooperative Sicher-
heitspolitik zwischen Russland und dem Westen überhaupt 
noch denkbar sei.

Am 24. Februar 2022 begannen russische Streitkräfte auf 
Befehl von Staatspräsident Putin den Überfall auf die Ukraine. 
Nach der weltweit verurteilten Annexion von vier ukrainischen 
Gebieten durch die Russische Föderation am 30. September 
2022 beantragte die Ukraine noch am gleichen Tag in einem 
Schnellverfahren die NATO-Aufnahme. Eine Konsequenz der 
russischen Aggression waren die NATO-Beitritte von Finnland 
am 4. April 2023 und von Schweden am 7. März 2024. Es 
ging darum, Bündnisschutz und mehr Sicherheit zu gewin-
nen, zumal die russische Kriegführung auf immer mehr Ebe-
nen stattfand durch Angriffe auf kritische Infrastruktur, Des-
information und Cyberangriffe sowie zuletzt durch Drohnen. 
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Beobachterstatus in der atlantischen Allianz genießen Bos-
nien und Herzegowina sowie Georgien und die Ukraine. Die 
NATO lehnte als Bündnis zwar eine direkte Teilnahme am rus-
sisch-ukrainischen Krieg ab, einzelne Mitgliedstaaten wie das 
Vereinigte Königreich, die USA, Deutschland u. a. unterstützen 
jedoch die ukrainischen Streitkräfte mit Kriegstechnologie, 
Rüstungsgütern und Waffenmaterial sowie Hilfen jeglicher Art, 
um die Selbstverteidigungsfähigkeit des Landes zu sichern.

Welchen Einfluss hat der Ukraine-Krieg auf die Sicherheits-
politik der EU?
Die EU ist militärisch nur begrenzt fähig, gemeinsame Inter-
essen mit eigenen Mitteln auch ohne Partner durchzuführen. 
Sie hat keine eigenen Streitkräfte. Mitgliedstaaten müssen 
die relevanten Ressourcen bereitstellen. Ein Militärausschuss 
der EU (European Union Military Committee, EUMC) bildet ein 
Beratungsorgan des Hohen Vertreters der EU für Außen- und 
Sicherheitspolitik und des Politischen und Sicherheitspoliti-
schen Komitees (PSK). Er besteht aus den Generalstabschefs 
der EU-Mitgliedsländer, vertreten durch ihre militärischen Re-
präsentanten, die vielfach in Personalunion bei der EU und 
der NATO ihr Land vertreten. Der Militärausschuss wurde mit 
Beschluss 2001/79 der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) des Rates der EU vom 22. Januar 2001 ein-
gesetzt. Das EUMC ist für die Umsetzung der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik verantwortlich und nimmt 
die militärische Leitung von Operationen wahr. Die operatio-
nelle Umsetzung erfolgt durch den Militärstab der Europäi-
schen Union (EUMS), der sich mit dem Militärausschuss ab-
stimmt. Die EU hat sich in ihrem »Strategischen Kompass« 
vom März 2022 zum Ziel gesetzt, ihre Krisenreaktionsfähig-
keit und Einsatzbereitschaft zu erhöhen. Militärisches Herz-
stück ist eine »Schnelleingreifkapazität« (Rapid Deployment 
Capacity), womit die EU je nach Szenario rasch einen bis zu 
5000 Einsatzkräfte starken und modular aufgebauten multi-
nationalen Großverband für verschiedene Arten je nach Krise 
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flexibel einsetzen kann. Die Mitgliedstaaten der EU konzent-
rieren allerdings ihre eigentlichen Verteidigungsanstrengun-
gen in der NATO. Die militärische Gefahrenabwehr erfolgt im 
engen Verbund mit ihr, während die zivile Resilienz in der Zu-
ständigkeit der EU liegt.

Wie veränderte sich das Verhältnis zwischen den europäi-
schen NATO-Mitgliedern und den USA nach den Amtsüber-
nahmen durch US-Präsident Donald Trump 2017 und 2025?
Die Jahre der ersten Trump-Administration (2017–2021) zeig-
ten, wie stark individuelle Abneigungen und innenpolitische 
Themen außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen der 
US-Führung beeinflussten. Durch unkonventionellen Regie-
rungsstil, Unerfahrenheit und Unwissenheit kam in Trumps ers-
ter Amtszeit ein hohes Maß an Unberechenbarkeit, Ungewiss-
heit und Unvorhersehbarkeit zum Ausdruck. Dies löste sowohl 
interne Machtkämpfe aus als auch Unklarheiten in Bezug auf 
die globale Stellung der USA. Mehrere G-7-Treffen und NATO-
Gipfel wurden zu Schauplätzen transatlantischer Uneinigkeit 
und Verwerfungen. Seit seiner ersten Regierungsperiode kriti-
sierte Trump wiederholt ganz pauschal die NATO und das Ver-
halten ihrer Mitglieder. Im Jahre 2018 erwog er mehrfach in 
internen Gesprächen, aus der Allianz auszutreten. Bei einem 
NATO-Gipfel im Juli des gleichen Jahres erklärte er, ihren Sinn 
nicht mehr erkennen zu können. Das Bündnis gehe zulasten 
der USA. Sein Nationaler Sicherheitsberater John Bolton und 
der in Folge zurückgetretene Verteidigungsminister Jim Mattis 
konnten ihn davon noch abhalten. Trump griff dennoch viele 
NATO-Partner aufgrund ihrer aus seiner Sicht zu niedrigen Ver-
teidigungshaushalte an, besonders Deutschland. Die ernst-
hafte Infragestellung der NATO führte dazu, dass der franzö-
sische Staatspräsident Emmanuel Macron 2019 der NATO den 
»Hirntod« bescheinigte. Das alles trug zu einem wechselseiti-
gen Vertrauensverlust bei.

Nach der Wiederwahl Trumps 2024 verschärfte sich im Zuge 
seines Amtsantritts die transatlantische Stimmungslage. Mehr 
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denn je wurde das Bündnis sowie die mangelnde und zöger-
liche Bereitschaft zur gesteigerten Beitragsleistung einzelner 
europäischer NATO-Mitglieder von Washington harsch kriti-
siert. Eine immer deutlicher werdende prorussische Haltung 
des US-Präsidenten im Zeichen des von Putin seit 2022 ge-
führten Angriffskriegs gegen die Ukraine führte zu weiteren 
Zweifeln an der amerikanischen Haltung zur NATO. Dies gip-
felte schließlich darin, dass sich die Mehrheit der EU-Staaten 
unter britisch-französischer Führung im März 2025 zu einem 
Bündnis der Willigen im Sinne der Stärkung der europäischen 
Verteidigungsfähigkeit – losgelöst von den USA – zusammen-
schloss.

Inwieweit dieser Transformationsprozess ein ausreichen-
des Fundament sowie eine nachhaltige Garantie für den Fort-
bestand der NATO bieten sollte, wurde in dem von Wladimir 
Putin am 24. Februar 2022 entfesselten totalen Ukraine-Krieg 
und der Infragestellung des Bündnisses durch den wieder ge-
wählten US-Präsidenten Trump fraglicher denn je.

Welche zukünftigen Entwicklungslinien der NATO sind denk-
bar ausgehend von dem Haager-Gipfel von 2025?
Im Jahre 2024 wendeten 22 der 32 NATO-Mitglieder zwei Pro-
zent oder mehr ihres Bruttoinlandsprodukts (BIP) für Vertei-
digung auf. Nach einer Schätzung des Bündnisses waren es 
2,61 % des gemeinsamen BIP, wobei sich die Beiträge stark 
unterschieden. Polen lag mit vier Prozent an der Spitze wäh-
rend Spanien mit weniger als 1,3 Prozent die letzte Position 
einnahm. Während sich die gesamten Militärausgaben aller 
NATO-Staaten 2024 auf 1506 Milliarden US-Dollar beliefen 
(darunter 454 seitens der europäischen Mitglieder) betrugen 
die russischen im gleichen Jahr 149 Milliarden Dollar. Ange-
sichts der seit längerem bekannten Drohungen und Vorwürfe 
des US-Präsidenten Trump aufgrund zu niedriger Zahlungen 
der Bündnispartner befürchteten diese den Ausstieg der USA 
aus der NATO und den Rückzug der Amerikaner aus Europa. 
In vorauseilendem Gehorsam kamen sie ihm im Vorfeld des 
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Gipfels schon entgegen und ließen wissen, ihre Militäraus-
gaben zu erhöhen. Das Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs in Den Haag verlief nach den Wünschen des mächtigsten 
Manns der Welt: Spätestens ab 2035 soll jedes NATO-Mitglied 
jährlich fünf Prozent des BIP in Sicherheit und Verteidigung 
investieren. Dabei handelt es sich um eine drastische Stei-
gerung des bisherigen Ziels von zwei Prozent, das 2014 auf 
einem NATO-Gipfel in Wales vereinbart worden war. Das neue 
Vorhaben teilt sich folgendermaßen auf: 3,5 % des BIP sollten 
für Kernbereiche der Verteidigung (Truppen und Waffen) aus-
gegeben und 1,5 % erweiterten sicherheitsrelevanten Investi-
tionen gewidmet werden (Erneuerung der Infrastruktur durch 
Cybersicherheit). Trump bekannte sich im Gegenzug zum ame-
rikanischen Beistandsversprechen der NATO. Die Ukraine war 
in die Vereinbarungen nicht einbezogen. Selenskyj saß als Be-
obachter nur am Katzentisch.
Wie lauteten Reaktionen auf den NATO-Gipfel von Den Haag 
und was ist für die Zukunft zu erwarten? Bis auf Spanien 
stimmten alle Mitglieder dem Gipfelergebnis zu. Trump drohte 
daraufhin dem Land mit einer Verdopplung von Zöllen. Kritiker 
äußerten, dass das Erreichen der neuen Ziele Mehrausgaben 
von hunderten von Milliarden Dollar bzw. Euro pro Jahr be-
deuten würde, die für andere Bereiche (Bildung, Forschung, 
Soziales, Wohnbau etc.) fehlen würden. Deutschland hatte 
in seinem zuvor beschlossenen Haushaltsentwurf Ausgaben 
für 2025 von 2,4 Prozent des BIP fixiert. Bis 2029 sollen sich 
die Ausgaben nun auf 153 Milliarden Euro mehr als verdop-
peln, wobei zu diesem Zeitpunkt erst zirka drei Prozent des 
BIP erreicht wären. Diese Erhöhung wäre auch nur möglich, 
wenn die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse ausge-
setzt würde. Der Aufbau europäischer Streitkräfte, die inner-
halb der NATO auch ohne die Unterstützung amerikanischen 
Knowhows und US-Truppen handlungsfähig und schlagkräftig 
wären, würde aufgrund der langen Vorlaufzeiten in der Rüs-
tungsproduktion noch Jahre dauern. Es bestehen kaum mehr 
Zweifel, dass die zu erwartenden Folgen des Haager Gipfels 
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auf eine Verstärkung der NATO auf dem Kontinent in Europa 
hinweisen. Bundeskanzler Friedrich Merz sah Deutschland un-
abhängig davon in einer Führungsrolle und sprach von einem 
»historischen Gipfel«: Moskau solle es nicht wagen, die NATO 
anzugreifen. Russland sei nicht stark genug, die NATO als Gan-
zes zu attackieren, man wisse aber nicht, ob die Verteidigungs-
bereitschaft des Bündnisses getestet werden solle, was im 
September 2025 bereits der Fall war. Auf die Frage der weite-
ren und zukünftigen Beziehungen zu Russland fand der Gip-
fel in Den Haag keine Antwort, die über die Abwehr seiner Be-
drohung hinausging.
Angesichts veränderter amerikanischer globaler Prioritäten mit 
Blick auf den Pazifik und der Vorrangigkeit ihrer Politik der Ein-
dämmung der als neue Bedrohung empfundenen Volksrepu-
blik China sind die bisher auf die US-Führung ausgerichteten 
NATO-Kommandostrukturen mehr denn je auf dem Prüfstand 
und die Aufstellung eigenständiger konventioneller europäi-
scher Streitkräfte zwingender denn je – wie realistisch das ist 
und wie weit realisierbar sei noch dahingestellt. Frankreichs 
Staatspräsident Emmanuel Macron erwog 2025 einmal mehr, 
verbündete Länder unter den Schutz der französischen Atom-
waffen zu stellen und damit den Nuklearschirm mit den übri-
gen europäischen Staaten zu teilen. Die sicherheitspolitische 
Entwicklung Europas bleibt im Fluss, wobei damit zu rechnen 
war, dass die Europäer in Zukunft für ihre und die Verteidigung 
der Ukraine alleine aufkommen müssen.
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Die NATO wurde 1949 gegründet. Das Militärbündnis entstand 
vor dem Hintergrund kommunistischer Bedrohungswahrnehmung 
und sowjetischer Militärpräsenz in Mittelost- und Südosteuropa 
im Kontext des Kalten Kriegs. Gründungsstaaten waren Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Island, Italien, Kanada, 
Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Portugal und die USA, die 
als Sicherheitsgaranten für Westeuropa dienten. Sinn und Zweck 
der NATO waren dreifacher Natur: »Russland draußen, die Ame-
rikaner drinnen und Deutschland nieder zu halten.« 1952 traten 
Griechenland und die Türkei und 1955 die Bundesrepublik bei. Die 
Allianz verfolgte unterschiedliche Strategien und entwickelte sich 
durch stetigen Mitgliederzuwachs. Nach Ende des Kalten Kriegs, 
Zerfall des Warschauer Pakts und der UdSSR 1990/91 veränder-
te sich das Bündnis im Zuge der Balkankrisen und des »Kosovo-
Kriegs« von einem Defensiv- zu einem Interventionsbündnis, was 
die traditionell negative russische Sicht auf die NATO verstärkte, 
vor allem nach ihrer »Osterweiterung«. Der vollständige russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine führte zur Aufgabe des neutralen 
Status von Finnland und Schweden sowie ihrer NATO-Mitglied-
schaft. Die jüngste transatlantische Kluft im Zeichen der zweiten 
US-Präsidentschaft von Donald Trump zeigt: So alternativlos die 
NATO als Institution immer schien, so umstritten war sie auch zeit-
weilig.


	Die NATO
	Die NATO
	I. Entstehung, Funktionen und Strategien
	II. Zwischen Eskalation und Entspannung: Die NATO im Kalten Krieg
	III. Vom Ende des Kalten Krieges bis 9/11
	IV. Die NATO zu Beginn des 21. Jahrhunderts
	V. Die EU und die NATO
	VI. Die Rückkehr des Ost-West-Konflikts – die NATO bis zum  Ukraine-Krieg
	Literaturauswahl




